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Trotz der aktuellen Bremer Koalitionsverhandlungen und der absehba-
ren rot-rot-grünen Regierung liegt eine derartige Bündnisperspektive 
auf Bundesebene derzeit in weiter Ferne. Wie ein neuer Aufbruch für 
linke Politik daher aussehen müsste, analysiert der ehemalige Berliner 
Wirtschaftssenator Harald Wolf.

Der Ausgang der Wahl zum EU-Par-
lament hat erneut die massive Reprä-
sentations- und Legitimationskrise 
des politischen Systems – in Europa, 
aber auch in der Bundesrepublik – 
zum Ausdruck gebracht, wie auch die 
anhaltende und sich offenbar sogar 
noch vertiefende Spaltung zwischen 
Ost und West. Wir haben es dabei mit 
einer fundamentalen Neusortierung 
der politischen Kräfteverhältnisse 
zu tun. Und eine Rückkehr zur histo-
rischen „Normalität“ und Stabilität 
der Bundesrepublik ist nicht in Sicht 
– und auch nicht zu erwarten. Denn 
die Wählerschaft ist tief gespalten zwi-
schen „Modernisierungsskeptikern“ 
und „Modernisierungsbefürwortern“, 
Universalisten und Lokalisten. Diese 
Konfliktlinie verläuft nicht nur zwi-
schen den Parteien, sondern auch quer 
durch deren Wählerschaft. Speziell 
den „Volksparteien“, Union, SPD und 
im Osten der Linkspartei, gelingt es 
nicht mehr, die unterschiedlichen Mi-
lieus und Interessen zu integrieren.

Diese Repräsentationslücke ist Aus-
druck der seit geraumer Zeit stattfin-
denden tieferliegenden gesellschaft-
lichen, sozialen und ökonomischen 
Umbrüche. Damit verbundene Verun-
sicherungen und Abstiegsängste fin-
den ihr Ventil in zweifacher Hinsicht: 
einerseits, und vornehmlich im Wes-
ten, im erstaunlichen Erfolg der Grü-

nen, die nicht nur in Berlin und Ham-
burg, sondern auch im Flächenstaat 
Schleswig-Holstein zur stärksten Par-
tei geworden sind, und andererseits im 
Aufstieg des Rechtspopulismus, der vor 
allem im Osten die politische Dynamik 
und das Themensetting bestimmt. 

Die gesellschaftliche Linke dagegen 
ist – wie ebenfalls erneut die Europa-
wahl unter Beweis gestellt hat – ohne 
glaubwürdige und durchsetzungsfä-
hige Machtperspektive und damit in 
einer anhaltenden Defensivposition. 
Mit ihr verbindet sich gegenwärtig 
keine Hoffnung auf eine grundle-
gende gesellschaftliche Veränderung 
zum Besseren. Sie verfügt weder über 
ein gemeinsames Ziel, geschweige 
denn über ein mobilisierendes politi-
sches Projekt, noch wird ihr politische 
Durchsetzungsfähigkeit zugetraut. Zu- 
treffend stellt Oliver Nachtwey fest, 
dass „die SPD ihren einstigen Status 
als kanzlerfähige Volkspartei end-
gültig zu verlieren“ scheint und dass 
„allein die Union über ein nach wie 
vor starkes Fundament verfügt, dass es 
ihr – trotz aller Verluste – erlaubt, einen 
politischen Block anzuführen“.1 Aller-
dings ist spätestens mit dieser Euro-
pawahl auch das christdemokratische 
Fundament höchst brüchig geworden. 

1 Oliver Nachtwey, System ohne Stabilität: 
Der Niedergang der Volksparteien, in: „Blät-
ter“, 2/2019, S. 102.
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Diese scheinbare Alternativlosigkeit 
im existierenden Parteienspektrum 
ermöglicht es dem Rechtspopulismus, 
diese politische Leerstelle mit seiner 
Forderung nach „exkludierender na-
tionaler Solidarität“ („sozial, aber nur 
für Deutsche“) zu besetzen. Die Klas-
sensolidarität wird so durch das Ziel 
einer homogenen, klassenübergrei-
fenden nationalen Gemeinschaft er-
setzt, die es gegen fremde Einflüsse zu 
verteidigen gilt. 

So wichtig die außerparlamenta-
rische Mobilisierung gegen rechts 
ist, sie allein wird den Vormarsch der 
Rechten nicht stoppen können. Not-
wendig ist darüber hinaus eine Öff-
nung des politisch-parlamentarischen 
Raums: Wir brauchen einen Aufbruch 
der gesellschaftlichen Linken, eine 
Perspektive grundlegender politischer 
Veränderungen als Antwort auf die 
multiplen Krisen in der Bundesrepub-
lik und international sowie eine macht-
politische Strategie der Durchsetzung. 
Mit anderen Worten: Wir müssen den 
Kampf um die gesellschaftliche Hege-
monie aufnehmen.

»	Die große Koalition ist ein Auslauf-
modell. «

Wie ihre dramatischen Verluste nicht 
nur bei der Europawahl, sondern auch 
bei den letzten Landtagswahlen bele-
gen, ist die noch existierende Koali-
tion aus CDU und SPD offensichtlich 
nicht in der Lage, die gesellschaftliche 
Konfliktlinie zwischen den „Moderni-
sierungsskeptikern“ und den „Moder-
nisierungsbefürwortern“ zu überbrü-
cken. Die Sozialdemokratie wird – so-
lange sie in Koalitionskompromissen 
mit der Union gefangen und intern oh-
ne klaren Kompass ist – zu einer wirk-
lichen Erneuerung nicht in der Lage 
sein. Auch wenn es ihr gelingt, die im 
Koalitionsvertrag beschlossenen mo-
deraten sozialpolitischen Korrekturen 
umzusetzen, reicht dies offensichtlich 

nicht aus, die Enttäuschung, Resigna-
tion und Abwanderung ehemaliger so-
zialdemokratischer Wähler und Wäh-
lerinnen zu stoppen und sie erneut für 
eine Unterstützung der Sozialdemo-
kratie zu gewinnen. 

Die jüngst von der SPD mit der 
Reform von Hartz IV und der Forderung 
nach einer Grundrente begonnene 
Diskussion über einen „Sozialstaat 
2025“ offenbart zugleich das Dilemma 
der Partei: Selbst diese bescheidenen 
Reformvorschläge sind in der Koali-
tion mit der Union nicht umsetzbar. 
Das Umsetzungsdefizit droht so, das 
schon existierende Glaubwürdigkeits-
defizit der Sozialdemokratie wieder 
zu bestärken. Auch die von Union wie 
SPD regelmäßig proklamierte „Rück-
kehr zur Sacharbeit“ kann nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass „die Sache“ 
an sich nicht taugt. Die rot-schwarze 
Koalition ist ein Auslaufmodell – ihr 
Ende kann als sicher gelten. Es stellt 
sich allein die Frage, ob sie sich noch 
bis zum Ende der Legislaturperio- 
de schleppen kann oder vorzeitig 
zerbricht. Für letzteres sprechen die 
wachsenden zentrifugalen Tendenzen 
in und zwischen den Koalitionspar-
teien. Die Entscheidung wird vermut-
lich nach den drei Landtagswahlen im 
Osten im Herbst 2019 fallen. 

Als realistische Regierungsalterna-
tive für die Zeit nach Schwarz-Rot blie-
ben dann nur noch Schwarz-Grün oder 
– falls es dazu numerisch nicht reicht – 
eine Ampelkoalition. Beide Konstella-
tionen wären jedoch nicht in der Lage, 
die inneren Konfliktlinien des bürger-
lichen Lagers zu überwinden – die eher 
konservativ-rechts orientierten Milieus 
blieben ohne Repräsentation in einer 
solchen Konstellation außen vor. 

Noch schwerer wiegt jedoch, dass 
eine schwarz-grüne oder Ampelko-
alition keine Antwort auf die zuneh-
mende gesellschaftliche Verunsi-
cherung und Unzufriedenheit geben 
können wird. Ein Blick nach Frank-
reich und das Scheitern eines auf die 
bürgerliche Mitte orientierenden Libe-
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schen Status quo von SPD, Linkspartei 
und Grünen. Gleichzeitig ist es jedoch 
richtig, dass eine Regierungsalterna-
tive nicht einfach spontan, quasi „von 
unten“ entsteht. Deshalb müssten die 
drei Parteien spürbar die Bereitschaft 
zu neuen Formen der Zusammenarbeit 
ausstrahlen – sowohl miteinander, als 
auch gemeinsam mit gesellschaftli-
chen Bewegungen. Nur so wird auch 
eine gesellschaftliche Stimmung ent-
stehen, in der die Akteure sowohl auf 
der Ebene staatlicher Politik als auch 
in den unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Kämpfen ein „window of oppor-
tunity“ erkennen, als Voraussetzung 
für einen Politik- und Regierungs-
wechsel.

Eine solche Öffnung im parteipoli-
tischen Raum ist dringend notwendig, 
denn solange eine regierungsfähige 
Mehrheit „links der Union“ realpoli-
tisch nicht in Sicht ist, wird es zum Bei-
spiel für die Gewerkschaften vor allem 
um Arrangements mit der real existie-
renden Regierung gehen, um auf diese 
Weise für ihre Mitgliedschaft Zuge-
ständnisse zu erreichen, aber nicht 
um eine Mobilisierung für eine andere 
Regierung und einen Politikwech-
sel. Kurzum: Wir brauchen dringend 
einen neuen „Cross-over“-Prozess – 
aber eben nicht nur als Diskussions-
prozess zwischen drei Parteien, son-
dern als Prozess der Kooperation und 
Vernetzung der unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Bewegungen und 
gewerkschaftlichen Akteure, in dem 
die Parteien eine, aber eben nicht die 
alleinige Rolle spielen. 

ln diese Richtung weisen der gran-
diose Mobilisierungserfolg der „Fridays  
für Future“-Bewegung wie zuvor be- 
reits der #unteilbar-Demonstration, die 
Kämpfe der Mieter*innenbewegung 
und die gewerkschaftlichen Kämpfe 
der letzten Zeit. Das breite Bündnis 
#unteilbar ist ein erster Ansatzpunkt 
für eine solche Vernetzung. 

Im rot-rot-grün regierten Berlin erle-
ben wir gegenwärtig ein „Regieren 
in Bewegung“ – ein Zusammenspiel 

ralismus des Emmanuel Macron ist ein 
warnendes Beispiel. Damit droht in 
einer solchen Konstellation eine wei-
tere Stärkung des Rechtspopulismus. 

Die gesellschaftliche Linke steht 
damit vor der großen Herausforde-
rung, aus dieser scheinbaren Alter-
nativlosigkeit auszubrechen und eine 
mobilisierungsfähige Perspektive ge- 
sellschaftlicher Veränderung gegen 
die neoliberale Entsicherung zu ent-
werfen. Es stellt sich jedoch weiterhin 
die Frage, welche Akteurskonstella-
tion notwendig ist, um einen gesell-
schaftlichen Aufbruch für einen wirk-
lichen Politikwechsel wieder möglich 
zu machen.

»	Rot-rot-grüne Mehrheiten im Bund 
scheinen gegenwärtig in weiter 
Ferne zu liegen.«

Dabei kann es nicht um die Wieder-
belebung der alten, aber nie realisier-
ten rot-rot-grünen Ideen gehen. Diese 
gingen in der Vergangenheit von ei-
ner existierenden numerischen Mehr-
heit der drei Parteien im Deutschen 
Bundestag aus und mündeten in dem 
Wunsch und der Aufforderung, diese 
endlich zu nutzen. Dass die politischen 
Schnittmengen zwischen den drei real 
existierenden Parteien ausgesprochen 
gering und die politisch-inhaltliche 
Vorbereitung für einen wirklichen Po-
litikwechsel insgesamt mehr als dürf-
tig waren, konnte dabei geflissentlich 
übersehen werden, da die Gefahr der 
Realisierung minimal war. Legt man 
das ernüchternde Ergebnis der Euro-
pawahlen zugrunde, scheint heute so-
gar eine rein rechnerische Mehrheit in 
weiter Ferne zu liegen 

Die Entwicklung einer echten 
machtpolitischen Perspektive muss 
daher an gesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen und Mobilisierungen 
ansetzen. Sie entsteht nicht aus der 
verzweifelten Suche nach politischen 
Schnittmengen aus dem programmati-
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und ein produktives Spannungsver-
hältnis zwischen Parteien, Initiativen, 
Gewerkschaften und gesellschaft-
lichen Bewegungen. Dies zeigt sich 
beispielhaft in den aktuellen Ausei-
nandersetzungen auf dem Berliner 
Wohnungsmarkt. 

»	Die Entwicklung einer echten 
machtpolitischen Perspektive muss 
an gesellschaftlichen Auseinander-
setzungen und Mobilisierungen 
ansetzen. «

Bereits 2015 hatte eine massive Mobili-
sierung der Mieterinitiativen für einen 
Volksentscheid für eine soziale Mie-
tenpolitik die rot-schwarze Regierung 
zu Zugeständnissen bewegt. Gestützt 
auf diese starke Bewegung weitete die 
folgende rot-rot-grüne Koalition den 
kommunalen und sozialen Wohnungs-
bau aus und verpflichtete die kommu-
nalen Wohnungsbaugesellschaften zu 
einer sozialeren Mietenpolitik. Über 
das kommunale Vorkaufsrecht werden 
seither spekulative Wohnungsverkäu-
fe verhindert. Mittlerweile wurden 
damit tausende Wohnungen der Spe-
kulation entzogen und der öffentliche 
Wohnungsbestand gestärkt. Das glei-
che Ziel verfolgt die von der Links-
partei und den Grünen unterstützte 
Initiative für einen Volksentscheid zur 
Enteignung der „Deutsche Wohnen“ 
und anderer Immobilienkonzerne. Wie 
sehr sich das gesellschaftliche Klima 
in der Wohnungsfrage geändert hat, 
zeigen erste Umfragen, wonach sich 
inzwischen eine Mehrheit der Berline-
rinnen und Berliner für die Vergesell-
schaftung ausspricht. 

Zugleich gibt es verstärkte Kämpfe 
der Belegschaften in ehemals rein 
öffentlichen Unternehmen, die in 
öffentlich-private Partnerschaften out-
gesourct wurden, etwa im Kranken-
hausbereich. Der rot-rot-grüne Senat 
hat darauf durch Rekommunalisierung 
reagiert. Zusätzliche Haushaltsmit-

tel an die Krankenhausunternehmen 
wurden an eine Verpflichtung zu Tarif- 
erhöhungen für die Beschäftigten 
gebunden. Sachgrundlose Befristun-
gen im öffentlichen Dienst und öffent-
lichen Unternehmen sind inzwischen 
untersagt, der Vergabemindestlohn 
soll bis zum Ende der Legislaturperi-
ode auf ein armutsfestes Niveau erhöht 
und die Vergabe öffentlicher Aufträge 
an Tariftreue gebunden werden. 

Neue Bewegung entstand auch im 
Bereich der Mobilität, mit dem Arbeits-
kampf bei Ryan-Air2 und dem Volks-
entscheid „Radverkehr“3, wie auch 
bei der Energieversorgung. Nicht zu- 
letzt durch den außerparlamentari-
schen Druck der Anti-Kohle-Bewe-
gung konnte Vattenfall zur Aufgabe 
der Braunkohleverstromung in Berlin 
gebracht werden; gegenwärtig wird an 
einem Ausstiegsplan für die verbliebe-
nen Steinkohlekraftwerke gearbeitet.4

Berlin war auch die erste deutsche 
Stadt, die sich zur Aufnahme von in 
Seenot geratenen Flüchtlingen bereit 
erklärte und damit eine Initialzün-
dung für weitere deutsche Städte gab.

Die genannten Beispiele von gesell-
schaftlicher Bewegung zeigen: Eine 
andere Politik ist möglich. Mittlerweile 
geht die Politik des Berliner Senats in 
Teilen sogar über das vor zwei Jahren 
im Koalitionsvertrag Vereinbarte hin-
aus. Entscheidend dafür sind gesell-
schaftliche Mobilisierungen und dar-
aus entstehende Kräfteverhältnisse, 
die zu einer Linksentwicklung in allen 

2 	 Dieser wurde von Koalition und Regierung 
aktiv außerparlamentarisch und mit einer 
Bundesratsinitiative zur Bildung von Betriebs-
räten unterstützt. Mit einem milliardenschwe-
ren Investitionsprogramm wird die öffentliche 
und soziale Infrastruktur gestärkt.

3 	 Dieser führte zum bundesweit ersten Mobi-
litätsgesetz, in dem der Vorrang des ÖPNV, 
des Radverkehrs und der Fußgänger vor dem 
Autoverkehr geregelt wurde.

4 	 Bereits mit Bildung der rot-rot-grünen Koali-
tion wurde das Stadtwerk mit 100 Mio. Euro 
Investitionsmitteln ausgestattet, um erneuer-
bare Energien auszubauen. Nach jahrelangen 
rechtlichen Auseinandersetzungen beschloss 
der Senat die Übernahme des Stromnetzes in 
öffentliches Eigentum.
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drei Koalitionsparteien geführt haben 
und damit größeren Handlungsspiel-
raum für eine wirkliche Reformpolitik 
im progressiven Sinne ermöglichen. 
Dabei verliert die Koalition nicht an 
gesellschaftlicher Unterstützung, son-
dern hat in den Umfragen gegenüber 
den Wahlergebnissen von 2016 sogar 
dazugewonnen. 

»	Rot-Rot-Grün muss zukünftig weni-
ger als bloßes Parteienbündnis, 
denn als gesellschaftliches Bündnis 
gedacht werden. «

Kurzum: Rot-Rot-Grün muss deshalb 
zukünftig weniger als bloßes Partei-
enbündnis, denn als gesellschaftli-
ches Bündnis zwischen den Kräften 
eher traditioneller gewerkschaftlicher 
Bewegungen, sozialen Bewegungen 
und Initiativen und der Ökologiebewe-
gung gedacht werden.

Gewiss, die Berliner Erfahrun-
gen mit der spezifischen Sozial- und 

Kommunikationsstruktur eines Stadt-
staates – und zumal dieses ganz spe-
ziellen west-östlichen – lassen sich 
keineswegs bruchlos auf den Bund 
übertragen. Und dennoch gibt es 
längst bundesweit potentiell mobi-
lisierbare gesellschaftliche Mehr-
heiten für einen sozial-ökologischen 
Politikwechsel. Schenkt man den 
diversen Umfragen Glauben, plädiert 
eine Mehrheit für eine Stärkung des 
Öffentlichen und der sozialen Siche-
rungssysteme, für wirksamen Klima-
schutz und eine andere Mietenpoli-
tik, für eine neue Ordnung auf dem 
Arbeitsmarkt wie für eine humane 
Flüchtlingspolitik und eine neue Ent-
spannungspolitik. 

Diese Mehrheit ist jedoch politisch 
blockiert. Diese Blockade zu lösen, 
darin besteht heute die zentrale politi-
sche Aufgabe. Denn wie hatte bereits 
Antonio Gramsci erkannt: „Das Zäh-
len der Stimmen ist die abschließende 
Zeremonie eines langen Prozesses.“ 
Diesen Prozess gilt es, jetzt erst recht, 
endlich einzuleiten.

 Die Dokumente zum Zeitgeschehen: online, 

kostenfrei und zeitnah aktualisiert – auf  

unserer Blätter-Website

Weitere Informationen finden Sie in dieser Ausgabe auf Seite 124.

 Dokumente auf www.blaetter.de
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